
eine klare Orientierung, die besonders uns vor 
sektiererhaften Auffassungen in der Bündnispolitik 
gegenüber Westdeutschland bewahrt.
Ganz besonders hervorgehoben werden sollen aber 
die Lehren über die Gefahren des Revisionismus 
und Dogmatismus. Im ideologischen Zustand der 
Richter und Staatsanwälte und in der Arbeit der 
Justizorgane zeigen sich z. Z. verhältnismäßig 
wenige Erscheinungen des Revisionismus. Im 
Augenblick müssen wir aber sehr darauf achten* 
daß nicht dogmatisches Verhalten zu Entstellungen 
der Linie der Partei führt.
„Worin besteht die Gefahr des Dogmatismus?“ fragt 
Walter Ulbricht, und er antwortet: „Sie besteht 
darin, daß sich die Dogmatiker an den gestrigen 
Tag klammern, die neue Situation und die neuen 
Erfahrungen nicht rechtzeitig erkennen .. .“6 Dieses 
„Klammern an den gestrigen Tag“ ist eine große 
Schwäche in unserer Arbeit. Es genügt nicht, wenn 
wir nur rückblickend theoretisch erklären, was und 
warum in der Vergangenheit etwa falsch gemacht 
worden ist, wenn wir daraus nicht zugleich die 
Fähigkeit gewinnen, die Gegenwart richtig zu ver­
stehen. (Wir haben dabei bisher vom richtigen Ver­
stehen der Gegenwart sogar weniger gesprochen, als 
gleich vom nächsten, noch höheren Schritt, „voraus­
zuschauen“ !)
Die Ursache dieses Festhaltens am Alten ist oft 
ungenügendes theoretisches Wissen — und hiermit 
verknüpft sich sofort erneut die Forderung nach 
gründlichem theoretischem Studium. Darüber hinaus 
wird hiermit aber sowohl für die Ausbildung wie 
die Fortbildung unserer Kader die Notwendigkeit 
des breiten marxistisch-leninistischen Studiums 
hervorgehoben. Das Mitglied des Staatsrates, Prof. 
Dr. T h i e ß e n ,  hat wiederholt für die Ausbildung 
der Naturwissenschaftler und Techniker die Forde­
rung nach einem breiten naturwissenschaftlichen 
Grundwissen erhoben. In einem Interview mit dem 
Berliner Rundfunk führte er am 30. Dezember 1960 
aus:

„Die Fähigkeit, sich auf einem Sondergebiet zu 
bewähren und Gutes zu leisten, wird immer 
größer sein, je sicherer das a l l g e m e i n e  natur­
wissenschaftliche Grundwissen ist ... Einzel­
erkenntnisse etwa über einen technischen Vor­
gang, die heute gültig sind, brauchen es morgen 
nicht mehr zu sein. Wir erwarten von unseren 
wissenschaftlich Gebildeten, daß sie sich den Be­
dürfnissen der fortschreitenden Technik nicht 
nur anpassen, sondern daß sie diesen Fortschritt 
der Technik gestalten, und das können sie nur 
auf der Grundlage eines breiten, erkenntnismäßig 
gesicherten Wissens. Das ist das Ziel unserer 
Bildung, das führt von der Ausbildung zur 
Bildung,, das führt zur Verbindung von Forschung 
und Praxis, das führt zu der Anerkennung, daß 
von der Grundlagenforschung zur zweckgebunde­
nen wissenschaftlichen Arbeit eine Reihe von 
lückenlosen Übergängen führt.“

Diese Gedanken und die daraus zu ziehenden 
Folgerungen gelten in gleichem Maße auch für die 
Gesellschaftswissenschaften, also auch für die 
Rechtswissenschaft und ihre Verbindung mit der 
Praxis des gesellschaftlichen Lebens.

6 ebenda.

Das bedeutet für uns ständige Qualifizierung der 
Kader nicht nur auf juristischem Gebiet, sondern 
auch auf dem Gebiet des Marxismus-Leninismus. 
Ohne eine solche Allgemeinbildung kann die Quali­
tät der Rechtsprechung, die Sicherheit in der Be­
urteilung eines Falles nicht erhöht werden. Der 
Justizfunktionär, der eine gründliche Kenntnis der 
Gesetzmäßigkeiten der Entwicklung der mensch­
lichen Gesellschaft besitzt, wird in der Lage sein, 
den von ihm zu entscheidenden konkreten Fall in 
diese Zusammenhänge hineinzustellen. Seine Urteile 
werden eine echte politische Überzeugungskraft 
ausstrahlen, er wird nicht mit Phrasen über die 
Köpfe der Menschen hinwegreden; er wird sich 
nicht nach einem unrealen Idealbild unserer Zeit 
und ihrer Menschen orientieren, sondern, von der 
komplizierten Wirklichkeit unserer Übergangs­
periode ausgehend, das Verhalten des einzelnen 
Menschen, die Widersprüche, in die er sich ver­
strickt hat, richtig, d. h. gerecht beurteilen.
Schließlich sei im Zusammenhang mit diesen Ge­
danken über die theoretische Bereicherung durchs 
die Moskauer Erklärung und das 11. Plenum noch 
ein Hinweis auf den Beitrag gegeben, den die DDR 
im sozialistischen Weltsystem leistet.
Wir kennen unsere Pflicht als westlichster Vor­
posten des sozialistischen Lagers. Genosse Walter 
Ulbricht hob hervor, daß wir nach der Sowjet­
union der wichtigste Maschinenlieferant im sozia­
listischen Lager sind — eine Feststellung, die die 
Aufmerksamkeit der Staatsanwälte und Richter auf 
alle Exportbetriebe als Schwerpunkte ihres Be­
reiches lenken muß. Die Moskauer Beratungen 
haben ab'er weiter ergeben, daß die Erfahrungen 
'der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands und 
der Deutschen Demokratischen Republik für die 
Arbeiterbewegung der hochentwickelten kapitalisti­
schen Länder sehr wertvoll sind, und es scheint mir 
ein bedeutungsvoller Ausdruck dieser Tatsache zu 
sein, wenn Genosse T o g l i a t t i ,  Generalsekretär 
der Kommunistischen Partei Italiens, in seiner 
Dankadresse für den Neujahrsglückwunsch des Ge­
nossen Walter Ulbricht schreibt: „In unserem 
Kampf gegen den Faschismus und für das Wohl­
ergehen des italienischen Volkes, für die Demo­
kratie und den Frieden sind uns Euer Beispiel, 
Eure Solidarität und Euer Fortschritt eine 
ständige Hilfe.“ Hierin liegt auch für uns eine 
unmittelbare Verpflichtung, unseren Beitrag dafür 
zu leisten, der darin besteht, daß die Justiz eines 
Staates des sozialistischen Lagers der Arbeiter­
klasse anderer Länder zeigt, wie die Interessen der 
Arbeiterklasse, ihre Errungenschaften geschützt 
werden. In der Festigung unseres Staates besteht 
unser Beitrag zur Unterstützung des Kampfes der 
Arbeiterklasse aller Länder.
Die Moskauer Erklärung hebt die gefährliche Rolle 
Westdeutschlands und des westdeutschen Militaris­
mus als Herd eines Weltkrieges hervor. Zur Lösung 
der Deutschlandfrage bringt das 11. Plenum neben 
dem neuen, auf 10 Jahre bemessenen Friedensvor­
schlag weitere wichtige Beiträge.
Die tiefe ökonomische Analyse der westdeutschen 
Entwicklung ist nicht nur die Anwendung der Er­
kenntnisse der Moskauer Erklärung über die neue 
Etappe der allgemeinen Krise des Kapitalismus auf 
Westdeutschland, sondern sie liefert zugleich ein
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